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Umweltschädliche Subventionen liegen 
bei über 52 Milliarden Euro  
Kein systematischer Abbau in Deutschland erkennbar 
 
Nach einer aktuellen Studie des Umweltbundesamtes (UBA) 
beliefen sich die umweltschädlichen Subventionen in Deutsch-
land auf über 52 Milliarden Euro im Jahr 2010. UBA-
Präsidentin Maria Krautzberger sagte: „Es ist keine nachhalti-
ge Politik, wenn umweltschädliche Produktions- und Kon-
sumweisen erst mit Milliarden subventioniert werden und 
dann weitere Milliarden aus dem Haushalt bereitgestellt wer-
den müssen, um Schäden an Umwelt und Gesundheit wieder 
halbwegs zu kompensieren. Unser Rat kann nur sein, umwelt-
schädliche Subventionen systematisch abzubauen.“ Dies wür-
de nicht nur Umwelt und Gesundheit entlasten, sondern auch 
neue Finanzierungsspielräume schaffen – etwa für den Klima-
schutz, die Bildung, die Sanierung von Straßen oder den Aus-
bau des öffentlichen Bus- und Schienenverkehrs. 
 
Mit 24,2 Milliarden Euro entfällt ein Großteil der umweltschädlichen Sub-
ventionen im Jahr 2010 auf den Verkehrssektor, dicht gefolgt von der 
Energiebereitstellung und -nutzung mit weiteren 21,6 Milliarden Euro. 
Das Bau- und Wohnungswesen schlägt mit 5,9 Milliarden Euro zu Buche, 
in der Land- und Forstwirtschaft/Fischerei konnte über eine halbe Milliar-
de Euro an umweltschädlichen Subventionen quantifiziert werden. Hier-
bei ist zu berücksichtigen, dass die Erhebung in der Land- und Forstwirt-
schaft/Fischerei besonders schwierig ist – der wahre Umfang der umwelt-
schädlichen Subventionen ist dort tatsächlich deutlich höher. 
 
Die neue UBA-Studie analysiert, welche Subventionen den Klimawandel 
fördern, die Wasser-, Boden- und Luftqualität beinträchtigen, zu Gesund-
heitsschäden führen oder die Flächeninanspruchnahme und den Roh-
stoffverbrauch erhöhen. Außerdem enthält die Studie konkrete Reform-
vorschläge, etwa für die Entfernungspauschale. Maria Krautzberger: „Die 
Entfernungspauschale fördert die Zersiedelung der Landschaft und das 
Verkehrswachstum. Dies belastet unsere Gesundheit durch Luftschadstof-
fe und Lärm. Eine Abschaffung der Entfernungspauschale muss allerdings 
sozial verträglich erfolgen.“ Das UBA schlägt daher vor, Fahrten zur Arbeit 
nur noch als außergewöhnliche Belastung steuerlich anzuerkennen. Da-
durch könnten Personen, die ansonsten unzumutbar belastet würden, ihre 
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Fahrtkosten zur Arbeit weiter steuerlich absetzen. Das Geld, das der Staat 
durch eine solche Reform spart, könnte er für den Ausbau des öffentlichen 
Personennahverkehrs verwenden. Auch eine Senkung der Einkommen-
steuer wäre denkbar.  
 
Große Potentiale für einen Subventionsabbau gibt es auch bei der allge-
meinen Strom- und Energiesteuerermäßigung für das produzierende Ge-
werbe sowie die Land- und Forstwirtschaft. Da die Ermäßigungen den 
Anreiz für die Unternehmen verringern, Energie sparsam zu nutzen, soll-
ten die Begünstigungen reduziert und auf energieintensive Unternehmen 
beschränkt werden, die dem internationalen Wettbewerb stark ausgesetzt 
sind. 
 
Die Subventionspolitik der vergangenen Jahre zeigt insgesamt eine unein-
heitliche Entwicklung: Einige umweltschädliche Subventionen laufen in 
den nächsten Jahren aus oder wurden abgebaut, etwa die Eigenheimzula-
ge oder die Steinkohleförderung. Zugleich wurden jedoch bestehende 
umweltschädliche Subventionen ausgeweitet oder neue umweltschädli-
che Subventionen eingeführt. Ein Beispiel ist die Steuervergütung für Ag-
rardiesel, die dazu führt, dass Landwirte kaum Anreize haben, sparsam zu 
fahren oder sparsame Landmaschinen zu beschaffen. Ein weiteres Beispiel 
ist die neu eingeführte Strompreiskompensation für Unternehmen zum 
Ausgleich von emissionshandelsbedingten Strompreiserhöhungen, die 
ebenfalls die ökonomischen Anreize zum Energiesparen und zum Klima-
schutz verringert. 
  
Um den Abbau umweltschädlicher Subventionen systematisch in die We-
ge zu leiten, empfiehlt das UBA ein umweltbezogenes Subventionscontrol-
ling: „Wir brauchen einen ‚Umweltcheck‘ für Subventionen, der alle Sub-
ventionen auf negative Umweltwirkungen untersucht und sie regelmäßig 
einer Wirkungs- und Erfolgskontrolle unterzieht. Er wäre auch ein wichti-
ger Baustein für die im Koalitionsvertrag vereinbarte Nachhaltigkeitsprü-
fung von Subventionen“, so Maria Krautzberger. 
 
Die Studie berücksichtigt im Wesentlichen die Subventionen auf Bundes-
ebene, während Subventionen auf Landesebene nur in Einzelfällen erfasst 
werden. Außerdem sind viele umweltschädliche Subventionen nicht ge-
nau quantifizierbar. „Die umweltschädlichen Subventionen in Deutsch-
land liegen in Wirklichkeit noch deutlich höher als die 52 Milliarden Euro 
in unserer Studie. Dies unterstreicht zusätzlich den Handlungsbedarf“, 
sagte Krautzberger. 
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Links:  
 
Weitere Informationen erhalten Sie in unserer Publikation  
„Umweltschädliche Subventionen in Deutschland 2014“: 
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltschaedliche-
subventionen-in-deutschland-2014 
 
Grafiken: 
 
Die Tabelle „Umweltschädliche Subventionen in Deutschland im Jahr 
2010“ finden Sie unter folgendem Link: 
https://www.umweltbundesamt.de/dokument/umweltschaedliche-
subventionen-in-deutschland-im 
 
Die Grafik „Aufteilung des Subventionsvolumens nach Sektoren“ finden 
Sie hier: https://www.umweltbundesamt.de/dokument/aufteilung-des-
subventionsvolumens-nach-sektoren  
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